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Pflege: Neuer Aufstand gegen „Griff in die Taschen“  

 

Die Pensionistenvertreter wehren sich, dass in den Ländern Angehörige zur Kasse 
gebeten werden. SPÖ-Pensionistenchef Karl Blecha be klagte am Mittwoch ein 
falsches gesellschaftspolitisches Signal. 

 

Wien/Ett. Erst vor gut einem Monat hat der Nationalrat grünes Licht dafür gegeben, 

dass bis 2014 in Summe 685 Millionen Euro zusätzlich und großteils vom Bund für die 

Pflege locker gemacht werden. Trotzdem dreht sich schon wieder alles um die 

Finanzierung. Anlass: Das Land Steiermark will Angehörige von pflegebedürftigen 

Menschen mittels Regress mitzahlen lassen. Dagegen formiert sich Widerstand der 

Seniorenorganisationen von SPÖ und ÖVP. Sie befürchten, dass das Beispiel Ländern 

Schule macht. Im Burgenland wird es etwa bereits angedacht. 

SPÖ-Pensionistenchef Karl Blecha beklagte am Mittwoch ein falsches 

gesellschaftspolitisches Signal: Bei Pflegebedürftigen ohne Kindern zahle die 

Allgemeinheit fast alles, wenn Betroffene Kinder haben, würden diese zur Kasse gebeten. 

Blecha und die Vizechefin des ÖVP-Seniorenbundes, Ingrid Korosec, fordern eine 

bundeseinheitliche Lösung ohne Regress. 

  

Zwist um Verhandlungsstart 

Korosec sieht Sozialminister Rudolf Hundstorfer (SPÖ) überdies unter Zugzwang, weil im 

Gegenzug zur zusätzlichen Finanzierung bis 2014 vereinbart worden sei, Reformen bei 

der Pflege in Angriff zu nehmen. Darüber solle endlich verhandelt werden, statt „einen 

weiteren Griff in die Taschen der Menschen auszuhecken“, sagt sie. 

Antwort des Sozialministeriums: Für 23. September sei eine erste Gesprächsrunde 

vorgesehen. Blecha drängt darüber hinaus auf Vermögenssteuern, um nach 2014 mehr 

Geld für die Pflege zu haben. 

 

 


